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Resolutionzur Dichtheitsprüfung

lm Parläment hat eine intensive Diskussion
Zeitpunkt einer Dichtheitsprüfung begonnen.
kontroverse öffentliche Debatte entstanden.

uDer oas ob, wte und den
In gleicher Weise ist eine

Sehr geehrter Herr Bürgermeister von Rekowski,

lhr Schreiben an den präsidenten des Landtags NRW vom 23.11. 2011
wurde zusländigkeitshalber an mich weitergeleitet.

Mit diesem Schreiben übermitteln Sie eine Resolution lhres Rats zum i
S 61a 

-Landesw€ssergesetz 
1fWO1. Dort wird gefordert; Oie piiicnt zur

Durchführung der Dichtheitsprüfung bis zu einer bundeselnheiüichen
Regelung aufzuheben bzw. auszusetzen.

Erlauben Sie mir hierzu folgende Hinweise:

Nach den Anforderungen des S 60 Abs..1 Wasserhaushaltsoesetz
(WHG) müssen Abwasseranlagen nach den allgemeinen anerkännten
Regeln der Technik errichtet. betrieben und unterhalten werden. Die
Pflicht zur Überuachung privater wie auch öffenilicher Abwasseranla.
gen ergibt sich aus S 61 WHG.

Die allgemein anerkannten Regeln der Technik zur Dichtheitsprüfung
privater Abwasseränlagen werden in der DIN 19g6 Teil 30 beschrie-
ben. Diese Vorgaben gelten insoweit bundesweit. Für Nordrhein_
Westfalen sind die entsprechenden Anforderungen im S 61a LWG kon_
kretisiert worden. Te eion 02114566-0
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In der Folge haben die Fraktionen von CDU und FDp mit Datum vom
19.12.2011 einen Gesetzesänderungsantrag (Drucksache 15/3563y ""t"'
vorgelegt. Den Gesetzentwurf sehe ich als sehr kritisch an.

Für nicht zielführend halte ich insbesondere den Vorschlag, die prü-
fungspflichten generell nur bei dem Neubau einer privaten Abwasser-
leitung oder deren grundlegenden Anderung sowie bei begründetem
Gefahrenverdacht vorzusehen. Mit einem solchen Ansatz verlässt man
Kernprinzipien des deutschen Wasserrechts wie etwa den Vorsorge-
und Besorgnisgrundsatz und das Verursacherprinzip. Die bundesge-
setzliche Betreiberverantwortung wird damit zu einem vollzugsuntaugli_
chen InStrument.

Der Gesetzesentwurf berücksichtigt auch nicht die in weiten Teilen des
Landes erfolgte, rechtskonforme Umsetzung des S 61a LWG. Eine
Umsetzung des Gesetzesentwurfs von CDU und FDp ginge zu Lasten
der Umwelt, gesetzestreuer Bürgerinnen und Bürger sowie des Hand-
werKs

Wie Sie der Presse sicherlich entnommen haben, ist am i7.Oi.2012
ebenfalls ein Anderungsvorschlag zum LWG von den Fraktionen aus
SPD und Bündnis 90/DlE GRüNEN (Drucksache 15/3769) einge-
bracht worden.

l\,4it den Gesetzesentwürfen wird sich der Landtag ab dem 26.O1.2012
befassen. Ob und wie das LWG geändert wird, wird im Landtag ent-
schieden werden.

lch möchte im Ubrigen darauf hinweisen. dass es unabhängig von ei-
ner Gesetzesänderung in Nordrhean-Westfalen wegen der bundes-
rechtlichen Vorgaben immer notwendig ist, Zustand und Funktionsfä-
higkeit von Abwasserleitungen zu prüfen.

l\,4it freundlichen crüßen
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